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Die Umorientierung der Bundeswehr von der Landesverteidigung zur Eingreiftruppe ist in vollem
Gange. Schließlich gilt es, wirtschaftliche sowie geostrategische Interessen des deutschen
Großkapitals im Kampf um die Neuverteilung der Welt zu verteidigen. Spätestens seit der Aussage
des SPD-Verteidigungsministers Pistorius, die deutsche Bundeswehr müsse jetzt auch endlich mal
kriegstüchtig werden, wird immer deutlicher, was Bundeskanzler Olaf Scholz unter der viel zitierten
Zeitenwende versteht: Deutschland muss in der Lage sein, seine Interessen auch militärisch zu
verteidigen.

Ganz nebenbei stellen Aufrüstung und Militarisierung auch noch ein willkommenes
Konjunkturprogramm für die deutsche Rüstungsindustrie dar. Armin Papperger,
Vorstandsvorsitzender der Rheinmetall AG, ist recht zufrieden. „Wir sind auf gutem Kurs, um unsere
ehrgeizigen Jahresziele für nachhaltiges profitables Wachstum zu realisieren.“ Auch im dritten
Quartal 2023 gingen die Geschäftszahlen des Konzerns insgesamt nach oben. Der Umsatz stieg in
den ersten neun Monaten um 13 Prozent auf 4,6 Milliarden Euro.

Nicht an Waffen sparen

Trotz massiven Sparhaushalts, Beibehaltung der Schuldenbremse, wie es FDP-Finanzminister
Lindner wünscht, trotz des Urteils des Bundesverfassungsgerichts und des daraus resultierenden
Haushaltslochs, das finanziert werden muss – am Etat der Bundeswehr wird nicht gerüttelt. Das
Sondervermögen über 100 Milliarden Euro – oder auch Sonderschulden, die genauso finanziert
werden müssen wie der auf 2 % des BIP erhöhte reguläre Wehretat – bleiben unangetastet. In der
Debatte um den Wehretat im Bundestag Anfang September 2023 garantierte Bundeskanzler Scholz,
dass die Nato-Quote – also die 2 % vom BIP – „auch in den Jahren 2028, 2029 und in den 2030er
Jahren erreicht wird“. Um das zu stemmen, müssten „allerspätestens ab 2028 zusätzliche 25,
vielleicht auch fast 30 Milliarden Euro für die Bundeswehr aus dem Bundeshaushalt direkt finanziert
werden“ (nd-aktuell.de, 6.9.2023, Bundestag zum Wehretat: Aufrüstung über alles). Insgesamt
summieren sich die Militärausgaben mit den für das kommende Jahr eingeplanten Mitteln aus dem
100-Milliarden-Sondervermögen für die Bundeswehr in Höhe von gut 19 Milliarden und mit den für
Rüstung und Truppe vorgesehenen Mitteln aus anderen Ressorts in Höhe von 14 Milliarden Euro auf
85 Milliarden Euro! Eine Summe, die im Bereich der sozialen Daseinsvorsorge dringend benötigt
würde!

Alle(s) für den Krieg?

Um dieses Ziel zu erreichen, schreckte Pistorius auch nicht davor zurück, sich direkt in die
Tarifrunde des öffentlichen Dienstes bei Bund und Kommunen einzumischen und die Tarifparteien
dazu aufzufordern, die Lohnerhöhung nicht zu hoch zu schrauben, um das Sondervermögen nicht in
Frage zu stellen. Wie wir mittlerweile wissen, hat sich ver.di und nicht nur diese an diese
Aufforderung gehalten, ganz im Interesse des deutschen Imperialismus, um seine neue Rolle in der
Welt auch spielen zu können. Wie eng hier Gewerkschaftsspitzen, Regierung und
Arbeit„geber“:innenverbände zusammenarbeiten, hat nicht zuletzt die von Bundeskanzler Olaf
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Scholz einberufene Konzertierte Aktion gezeigt, bei der sich diese auf das Instrument der
steuerfreien Einmalzahlungen bis 3.000 Euro geeinigt haben, um die realen Lohnerhöhungen
abzuflachen.

Um was es beim Begriff der Kriegstüchtigkeit geht, hat SPD-Verteidigungsminister Pistorius in
seinen auf der im November stattgefundenen Bundeswehr-Tagung – ein jährliches Treffen der
Regierung mit dem militärischen und zivilen Spitzenpersonal der Bundeswehr – vorgelegten
„Verteidigungspolitischen Richtlinien für die Zeitenwende“, die die Grundlage für eine
„leistungsfähige Bundeswehr der Zukunft“ liefern sollen, dargestellt:

Der Ukrainekrieg dient als Begründung dafür, die Truppe noch schneller aufzurüsten, sie
„schlagkräftiger“ zu machen, damit sie für „neue Aufgaben“ bereit ist. Da heißt es: „Die
Entwicklungen der vergangenen Jahrzehnte, in denen Einsätze zum internationalen
Konfliktmanagement strukturbestimmend und Landes- und Bündnisverteidigung in den Hintergrund
gerückt waren, lassen sich nicht in wenigen Jahren umkehren“ und „der Weg zu einer umfassend
einsatzbereiten Bundeswehr, die unsere Bürgerinnen und Bürger ebenso wie unsere Bündnispartner
zu Recht erwarten, erfordert einen langfristigen Anpassungsprozess“. Bei den „Reformen“, der
Beschaffung von Ausrüstung und Material sowie Bauprojekten soll deshalb Tempo vorgelegt werden:
„Unsere Wehrhaftigkeit erfordert eine kriegstüchtige Bundeswehr“. Maßstab hierfür sei „jederzeit
die Bereitschaft zum Kampf mit dem Anspruch auf Erfolg im hochintensiven Gefecht“. Die BRD
müsse „Rückgrat der Abschreckung und kollektiven Verteidigung in Europa sein“ (jw, 11.11.2023,
Nur der erste Schritt).

SPD übernimmt Verantwortung …

Deutlicher wurde das Ziel ausgerechnet im außenpolitischen Leitantrag für den Parteitag der SPD in
Berlin im Dezember 2023 formuliert. Dieser spricht sich für eine Führungsrolle Deutschlands in der
Welt aus. Das Militär wird im Entwurf für den Leitantrag als Mittel der Friedenspolitik bezeichnet.

Schon ein dreiviertel Jahr vorher hatte Pistorius bei der sogenannten Münchner
Sicherheitskonferenz 2023 genauer definiert, was er und die Bundesregierung unter der neuen
Verantwortung der Bundeswehr und der deutschen Außenpolitik verstehen: Verantwortung in der
Welt zu übernehmen. Es geht um die Bekämpfung des Islamismus, die Begrenzung der Migration
und die Sicherung von Einflusszonen und Rohstoffen. Man kann davon ausgehen, dass die
Bundesregierung stattdessen vom „Schutz der Menschenrechte“ oder auch von Notwendigkeiten,
die sich aus der „feministischen Außenpolitik“ ergeben werden, sprechen wird, wenn sie sich erneut
militärisch in Afrika engagiert, denn „die russischen Ambitionen in Afrika bedeuten nicht, dass sich
das Militär der Bundesrepublik komplett aus dem Kontinent zurückziehen wird.“ Doch auch andere
Regionen bleiben für Deutschland von Interesse.

So werde der Indopazifik weiterhin eine Rolle spielen, erklärte Pistorius. Es gehöre dazu, mit
Partner:innen zu üben und: „Es ist notwendig, dass wir Flagge zeigen. Wir müssen klarmachen, dass
uns die Region nicht egal ist.“ Dort wird erwartet, dass sich der Konflikt zwischen den USA und
China verschärfen wird.“

Noch offener kann man die neuen Ambitionen des deutschen Imperialismus nicht mehr aussprechen
und das aus dem Mund eines Sozialdemokraten, Mitglied einer Partei, die aus der
Arbeiter:innenbewegung entstanden ist und sich jetzt offen für die Verteidigung deutscher
Kapitalinteressen einsetzt!



… und Gewerkschaften geben sie ab

Der mit nichts zu rechtfertigende Krieg Russlands gegen die Ukraine hat der deutschen
Bundesregierung alle Argumente in die Hand gegeben, um die Hochrüstung im Interesse der
Verteidigung der Interessen des deutschen Kapitals ohne größeren Widerstand in der Bevölkerung
durchzusetzen. Die Gewerkschaftsspitzen haben das Ihre dazu getan, um gewerkschaftspolitischen
Widerstand dagegen gar nicht erst aufkommen zu lassen. Proteste gegen das Sondervermögen der
Bundeswehr gab es keine und die Tarifrunden im öffentlichen Dienst wurden befriedet, statt zu
versuchen, die Ausgaben für die Ausrüstung zurückzunehmen und für die Lohnabhängigen zu
nutzen.

Auch die neu aufgekommene Diskussion um die Wiedereinführung der Wehrpflicht ist in diesem
Zusammenhang zu sehen. Angestoßen wurde diese wiederum vom Verteidigungsminister, der dafür
ausgerechnet vom bayerischen Ministerpräsidenten Söder Unterstützung erhält: Auch wenn dieser
Vorstoß in der SPD umstritten ist – so ist die SPD-Parteichefin Esken dagegen –, verwies die
Wehrbeauftragte des Bundestags Högl von der SPD in ihrem Jahresbericht 2022 darauf, dass sich
die Zahl der Bewerber:innen im Jahr 2022 mit einem Minus von elf Prozent erheblich verringert
habe. Die Personalstärke betrug demnach 183.051 Soldati:nnen, ein leichter Rückgang gegenüber
dem Vorjahr. „Bis zum Ziel, die Zahl der Soldatinnen und Soldaten auf 203.000 im Jahr 2031 zu
erhöhen, ist es noch ein langer Weg“, konstatierte Högl. Neben dem weiter steigenden
Altersdurchschnitt macht ihr auch der Anstieg der Abbrecherquote Sorgen.

Der Militarisierung entgegen!

Die militärischen Großmachtambitionen Deutschlands und der EU gehen einher mit massiven
Angriffen auf unsere Lebensbedingungen in Form von Sozialraub, Bildungskürzungen und
Zerschlagung von Tarifrechten. Und gerade dort, wo es besonders schwierig ist, einen Job, eine
Lehrstelle oder einen gebührenfreien Studienplatz zu kriegen, umwirbt das Militär junge Leute mit
dem Versprechen auf einen krisensicheren Arbeitsplatz.

Doch der Zusammenhang von neoliberalem Sozialabbau und Militarisierung geht tiefer: Die
verstärkte kapitalistische Standortkonkurrenz zwingt zur neoliberalen „Mobilmachung“ der
Gesellschaft, die in der militärischen Mobilmachung, im weltweiten Kampf um Rohstoffe und
Absatzmärkte nur ihre logische Fortsetzung findet.

Die militärischen Ambitionen des deutschen Imperialismus richten sich gegen alle Lohnabhängigen
und Unterdrückten – auch in Deutschland! Dieses Jahr findet die Sicherheitskonferenz vom 16. bis
18. Februar im Bayerischen Hof der bayerischen Landeshauptstadt statt. Die Proteste starten am
Samstag, 17.2. um 13 Uhr am Karlsplatz. Wir begrüßen, dass auch der ver.di-Bezirk München zu
den Protesten gegen die NATO-Sicherheitskonferenz aufgerufen hat. Auch die anderen
Gewerkschaften und der DGB sind aufgefordert, ihre Politik des nationalen Konsenses mit der
Regierung aufzugeben und zu den Protesten gegen die Konferenz aufzurufen und dafür in den
Betrieben, im Stadtviertel, an Schulen und Universitäten zu mobilisieren! Diese Mobilisierung sollte
mit Vollversammlungen in den jeweiligen Institutionen verbunden werden, wo die Auswirkungen der
Aufrüstung zusammen mit den Einsparungen diskutiert werden – mit der Perspektive,
Aktionskomitees zu bilden, die eine Bewegung gegen Krieg und Militarisierung vor Ort aufbauen.

Wir rufen alle Antikriegsaktivist:innen, linken Gruppen, Mitglieder der Linkspartei,
Gewerkschafter:innen dazu auf, sich an den Protesten zu beteiligen und so zu mobilisieren, denn:
„Wie schon seit 60 Jahren treffen sich im Februar 2024 Staatsvertreter, Militärs und
Rüstungskonzerne zur Münchner ,Sicherheitskonferenz’ (Siko) im Bayerischen Hof. Bei dieser
Privatveranstaltung, die u. a. mit Steuergeldern finanziert wird, ging es nie um Sicherheit, sondern



immer um die Machtinteressen der NATO und ihrer Mitgliedstaaten – besonders die der deutschen
Bundesregierung, die eine militaristische ,Zeitenwende’ losgetreten hat und nun das ganze Land
,kriegstüchtig’ machen will. Heute organisiert die Bundesregierung die größte Aufrüstung seit dem
Zweiten Weltkrieg und schickt Waffen in Kriegsgebiete. Das bedeutet: Wettrüsten, Konfrontation,
Krieg – bis hin zum Atomkrieg.“ (Aus dem Aufruf des Anti-Siko-Bündnisses)


